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Lntspannung in Sachsen
Ein übergangsmillisterium Fellisch

Im sächsischen Konflikt ist eine Entspannung eingetreten .

Nachdem die Verordnung, welche dem sächsischen Landtag den

Zusavnnentritt für die Zeit des Bestehens der Zeignerregierung
perbot, zuriickgenommen worden war , trat der Landtag am

DienStag nachmittag zu. einer kurzen formalen Sitzung zusam¬

men , die jedoch sogleich auf abends vertagt tvurde . Inzwischen

fanden Verhandlungen der Parteien über die Bildung einer

»erfassnngstreucn Regierung statt . Abends trat der Landtag

noch zweimal zusammen . Um Mitternacht wurde der sozial¬
demokratische Abg . Fellisch zum Ministerpräsidenten gewählt.

Wie die sächsischen Blätter melden, wird Fellisch ein rein sozia¬

listisches Minderheitskabinett bilden, fcaS durch Duldung der

Demokraten und Deutschen Volkspartei regierungsfähig und

nur als ein Übergangskabinctt gedacht ist .

Abends umvlLUHr trat der sächsische Landtag , der nachmittags
nur eine formale Sitzung abgehalten hatte , wieder zu einer Voll¬
sitzung zusammen. Präsident Winkler erklärte, daß sich die
Parteien auf der Basis geeinigt hätten , die gegenwärtigen un¬
haltbaren Zustände zu beseitigen. Eine Einigung habe in der
Richtung stattgefunden, an Stelle der bisherigen Regierung
einen neuen Ministerpräsidenten zu wählen . Abg . Liebrrasch
(Komm.) verlas als Schriftführer ein Schreiben Dr . Zeigners ,
in dem dieser mitteilt , daß er sein Amt als Ministerpräsident
niederlege. (Große Heiterkeit rechts. ) Die Deutschnationalen
sowohl als auch die Kommunisten haben Bedenken dagegen, die
Wahl des neuen Ministerpräsidenten schon in dieser Sitzung
vorzunchmcn . Es wurde darauf beschlossen, das Haus zu ver¬
tagen und zwar aus 141 Uhr Mitternacht mit der Tagesord¬
nung : Wahl des Ministerpräsidenten .

In der Nachtsitzung des Landtags wurde der Abg. Fellisch
jtzoz .) mit 46 Stiuimen zum Ministerpräsidenten gewählt . Zehn
Stimmen entfielen auf den Abg . Kaiser (D . Vp . ) , 71 Abgeord¬
nete waren anwesend. Die Deutschnationalen hatten vor Be¬

ginn der Wahl den Saal verlassen, während sich die Kommu¬

nisten der Abstimmung enthielten . Der Abg . Fellisch nahm die

Wahl zum Ministerpräsidenten an . Darauf wurde die Sitzung
um 142 Uhr geschlossen und auf Dienstag , 6. November, die

nächste Sitzung anberaumt .

Ei » Aufruf Tr . Hcintzes
Der Reichskommissarfür den Freistaat Sachsen, ReichSmini-

ster a . D . Heintze , erließ folgenden Aufruf an die sächsische Be -
Kölkerung :

»Der Reichspräsident hat auf Grund der Reichsversassung
des Artikels 48 Abs . 1 die bisherige sächsische Regierung ihres
Amtes enthoben und mich als Reichskommissar bestellt. Meine
Haupttruppe ist bereit, zusammen mit dem Militärbefehlshaber
des Wehrkreises IV die Ordnung und Sicherheit im Lande
wieder herzustellen, Plünderungen zu verhüten , Frieden im
Lande und in den Betrieben herzustellen und damit eine Rechts¬
sicherheit zu schassen, die die Voraussetzung für jede gedeihliche
Arbeit und das Ansehen der sächsischen Wirtschaft ist . Meine
Hauptsorge wird sein, für die Ernährung der Bevölkerung das
Möglichste zu tun , und mein Hauptziel , so rasch als möglich
unter Zusammenfassung aller verfassungstreuen Kräfte die
Bildung einer Regierung auf parlamentarischer Grundlage zu
fördern . Ich vertraue darauf , daß mich alle Gutgesinnten in
der Erfüllung meiner schweren Aufgabe tatkräftig untersttitzen.
Von der Beamtenschaft erwarte ich, daß sie getreu ihren Amts¬
pflichten nachkommt . Beamte , die sich etwa ihrer Dienstpflicht
entziehen , werden die Folgen ihrer Pslichtvergeffenheit zu tra¬
gen haben.

"
Mit der Fortführung der Geschäfte in den einzelnen Ressorts

sind bis zur Bildung der neuen Regierung folgende Beamten
beauftragt worden:

Ministerium des Innern : Ministerialdirektor Schmidt,
Finanzministerium : Ministerialdirektor Dr . ing . Just ,
Wirtschafts-- und Arbeitsministerinm : Dr . v . Hübel,
Ministerium für Volksbildung : Ministerialdirektor Dr . Wol»

ker.
Die Leitung der Staatskanzlei ist ihrem früheren Leiter ,

Ministerialdirektor Dr . Schulze übertragen worden.

*
Nach einer Meldung des „Dresdener Anzeigers " lauten die

Instruktionen ! für den Reichskommissar :
1. Der Zweck der Verordnung über die Einsetzung eines

Neichskommiffars in Sachsen ist die Wiederherstellung verfas-
sungsmäßiger Zustände.

2 . Mit verfassungsmäßigen Zuständen ist die Teilnahme kom¬
munistischer Mitglieder an der Regierung , deren Partei zu
Gewalttaten aufsordert , unvereinbar .

3 . Zur Wiederherstellung verfassungsmäßiger Zustände ist die
Bildung einer neuen Regierung erforderlich, hinter der die
Mehrheit des Landes steht und an der die Kommunisten nicht
teilncbmcn.

4 . Solange eine derartige Regierung nicht gebildet ist, gehen
die Rechte auf den Reichskommissar über .

p . Der Reichskommissar ist angewiesen, die Herstellung einer
wichen neuen Regierung möglichst zu unterstützen.

Drr Grueralstrcik
Nach einer Meldung der „ Boff . Ztg ." aus Dresden batten die

« p' tzenorganisationen des Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schastsbundess des Asabundes, des Allgemeinen Deutschen Be-

^ ^ Enbiindes , sowie die Parteiorganisatione der VS -P -D . u . der
—• Sachsens in längerer geineinsamer Sitzung am Dienstag

einen dreitägigen Gcneralstteik für ganz Sachsen beschlossen.
In Dresden trat der Streik , wie die Blätter melden, jedoch
wenig in Erscheinung, da Eisenbahn, Post und Straßenbahn ver¬
kehren. Da am heutigen Mittwoch in Sachsen Feiertag ist,
wird es als zweifelhaft angesehen, ob am Donnerstag , am
dritten Streiktage , überhaupt noch in den Privatbetrieben ge»
stteikt wird. Zu irgendwelchen Ruhestörungen ist es in Dres¬
den nicht gekommen. In zahlreichen industtiellen Betrieben
ist es lediglich zu TeilauSständrn gekommen. In Freiberg und
Chemnitz wird geftteikt. In Bautzen haben auch die Arbeiter
der Elektrizitäts - und Wasserwerke die Arbeit niedergelegt.
Trotzdem kann von einer einhelligen Durchführung des Ge¬
neralstreiks in ganz Sachsen nicht gesprochen werden. In
Dresden sind die staatlichest Betriebe der Stteikparole nicht ge¬
folgt . Auch die Zeitungen erscheinen . Das Wehrkreiskommando
hat jede Aufforderung zum Generalstteik verboten. Die le¬
benswichtigen Betriebe , darunter Eisenbahn und Post , sind von
dem Generalstteik nicht betroffen, worden.

*

.
Die Regierung Zeigner hätte einen Aufruf erlaffen, in dem

sie die Bevölkerung, d. h. die Angestellten, Arbeiter und Beam¬
ten aufforderte , treu zu ihr zuchärhen und die Regierung des
Reichskommiffars nicht zu unterstützen, da diese Regierung auf
verfassungswidriger und rechtswidriger Grundlage durch Ge¬
walt sich konstituiert habe. Die Verbreitung dieses Aufrufes
war von dem Wehrkreiskommando 4 Verbote » worden.

Die sozialdemokratische Partei
Aus Berlin wird gemeldet:
Der Parteivorstand erklärte , das Vorgehen der Kommunisten

in Dresden , die, gedeckt durch die Landtagsfraktion der Kom¬
munisten , in Flugblättern zur Bewaffnung ausgefordcrt ha¬
ben, für unvereinbar mit den Interessen der Republik. Die
KommunisttschePartei hat damit zugleich die Grundlagen zer¬
stört , auf denen seinerzeit der Grund einer gemeinsamen Re¬
gierungsbildung unternommen wurde . Der Parte ioorstand
ist der Auffassung, daß nach dem Hamburger Kommunisten¬
putsch und nach den Dresdener Vorgängen der Verbleib der
Kommunisten in der sächsischen Regierung unmöglich ist.
Trotzdem hält der Partcivorstand das Vorgehen des Reichs¬
kanzlers nicht für gerechtfertigt. Mit gleichem Rechte hätte die
bayerische Regierung ausgeschaltet und in München ein Reichs-
kommiffar eingesetzt werden müssen . Der Parteivorstand wird
sich sofort um die Entspannung der Situation in Sachsen be-
mühen . Er wird am Mittwoch gemeinsam mit der Reichstags¬
fraktion zu den zwischen dem Reich, Bayern und Sachsen be¬
stehenden schweren Differenzen Stellung nehmen.

Der sozialdemokratische Parteivorstand erläßt , wie aus Ber¬
lin gemeldet wird , eine Erk ärnng , in der er vor Sonderaktio --
nen -der Arbeiterschaft warnt . Gleichzeitig teilen die Spitzeu-
organisationen der Gewerkschaften mit, daß sie ebenfalls so¬
fort zu dem Vorgehen der Reichsregierung gegen Sachsen
Stellung nehmen werden . Es heißt in dieser Kundgebung :
„Die Gewerkschaften sehen in dem Verhalten der Reichsregie¬
rung bezüglich Sachsens und Bayerns einen so großen Wider¬
spruch , daß an dem Willen der Reichsrezierung , die deutsche
Republik gegen die Reaktion zu schützen, zu zweifeln sei . Auch
dies« Kundgebung fordert die Arbeiterschaft auf , nicht durch
übereilte Handlungen die RLöglichkeit einheitlicher Maßnahmen
zu beeinflussen.

*
Der „Vorwärts " stellt über die Vorgeschichte des Ultimatums

in Sachsen fest : „Der Wortlaut des Ultimatums Stresemanas
an Zeigner, ist nicht das Ergebnis eines Kabinettsbeschlusses.
Vielmehr ist der Brief verfaßt und äbgesandt worden auf
Grund des Artikels 48 der Verfassung. Die sozialdemokratischen
Minister waren lediglich über die Absicht des Oberbefehlshabers
Gehler informiert worden, den Rücktritt der sächsischen Regie¬
rung zwecks Ausschaltung der kommunisttschen Kabinettsmit¬
glieder zu erzwingen. Sie haben ihre stärksten Bedenken gegen
eine solche Absicht zum Ausdruck gebracht, leider vergebens .
Ihre Zustimmung zu dem Ultimatum selbst ist nicht eingeholt
worden, viemehr trägt der Reichskanzler allein die Verantwor¬
tung für diesen Schritt ."

Wie der .vorwärts " weiter mittekkt , protestierten di« so¬
zialdemokratischen Reichsminister gegen das Vorgehen von
Reichskommissar Heintze und Generalleutnant Müller . Die
weiteren Entscheidungen würden die sozialdemokratischen, Aa
binettsmilglieber im Einverständnis mit den Partei -Instanzen
treffen . Das Blatt mißt der für Mittwoch einberufenen
Sitzung der Gesamtfrattion ein« außerordentliche Bedeutung
bei.

Einer Meldung des „Vorwärts " zufolge wurde eine ulti¬
mativ formulierte Aufforderung der KPD . bis Dienstag abends
6 Uhr eine Antwort auf die Frage zu erteilen, ob die sozial«
demokratische Partei bereit sei, mit ihr sofort eine EinhettSfront
zu bilden, in Anbetracht des Verhaltens der Kommunisten in
Hamburg , Sachsen und anderwärts , vom sozialdemokratischen
Fraktionsvorstand abgelehnt. Zu den in dem Schreiben der
kommunisttschen Pariei ausgestellten Einzelforderungen wird
die sozialdemokratische Reichstagsfraktion sachlich Stellung neh¬
men .

Zentrum und Demokraten für die Große Koalition
Den Berliner Blättern zufolge haben auch das Zenttum

und die Demokraten am Dienstag Fraktionssitzungen abgehal¬
ten , wobei bei beiden der Wunsch zum Ausdruck kam, die große
Koalition aufrechtzuerhalten .

Laut „Berliner Tagblatt " beschloß die demokratische Frak -
. tion " eine Abordnung zum Reichskanzler zu entsenden, um ihn
aufzufordern , die Autorität des Reiches gegen Bayern durch¬
zusehen.

*
Dem „Vorwärts " zufolge ist Reichswehrminister Dr .

Geßler plötzlich erkrankt.

politische Neuigkeiten
Die Reparalionskommission zur deuttche« Rore

Pie Reparattonskommission hielt , wie aus Paris mitgetrilt
wird , Dienstag nachmittag eine Sitzung ab , in der beschlossen
wurde , die Prüfung der deutschen Rote vom 24. Oktober z»
vertagen . Es ist somit auch die Entscheidung über die An¬
hörung der deutschen Delegierten vertagt .' Dazu meldet die „Franks . Ztg ." weiter aus Paris : Die
französische Regierung wollte offenbar schon am Dienstag sine
Entscheidung hevbeiführen und durch den Beschluß , die Dele¬
gierten Deutschlands noch in dieser Woche durch die Repara -
tionskmnmission selbst hören zu lassen, der Tätigkeit des Ex.
pertenkomitees das Wasser abgraben . Dieses Manöver ist je¬
doch von der englischen Regierung durchkreuzt worden. Nach
dem „Temps " soll diese in sehr entschiedener Weise den Wunsch
zum Ausdruck gebracht haben, daß die Reparationskommisston
ihre Entscheidung vertage , bis die zwischen den alliierten Re¬
gierungen über die Zusammensetzung und die Kompetenzen de»
Sachverständigenkomitees geführten Verhandlungen zum Ab-
schluß gelangt seien. Der englische Delegierte in der Kommis¬
sion soll die ausdrückliche Anweisung gehabt haben, für den
Fall , daß die Kommission dem englischen Wunsch nicht Rech¬
nung tragen würde , den Antrag zu stellen , in eine sofortige
Prüfung der Frage einzutreten , ob die Besetzung der Ruhr
mit den Bestimmungen des Versailler Brrttagrs vereinbar
sei . Angesichts dieser Lage hat sich die Mehrheit der Kommis,
sionsmitglieder für die Vertagung entschieden .

*
Nach einer Reutermeldung hat das englische Kabinett übev

die französische Antwort auf Baldwins Vorschlag bett . eine«
Reparationskonferenz beraten . Es wird für wahrscheinlich ge-
hältcm, daß Großbritannien im Hinblick auf Poincares Ant¬
wort nochmals die Regierung der Bereinigten Staaten zw
Rate ziehen wird , um genau festzustellen , bis zu welche«
Grade Amerika gewillt ist, bei dem Werke der Wiederherstel¬
lung der europäischen Stabilität zu helfen. Man erwartet
auch einen weiteren Meinungsaustausch mit Frankreich Rach
einer Meldung der „Times " sind Londoner und Washingtoner
Kreise der Meinung , daß Poincares Bedingungen den Zu¬
sammentritt eines Sachverständiger.ausfchuffeS nicht hindern
werden.

S < lbstvernichtung oder Selbsthilfe ?
„Die Petarde , die Clömenceau und Poincare in das Ge

füge der deutschen Republik geworfen haben, ist geplatzt
Das deutsche Chaos ist da, oder scheint doch vor der Tür
zu stehen . Rheinländische Jrrcdentisten reißen ein Stü »
deutschen Bodens nach dem andern vom Mutterlande , ir
den großen deutschen Städten toben Hungerrevolten ; i»
Sachsen marschiert preußische Reichswehr ein, um di>
sächsische Bevölkerung und das ganze Reich vor den An
schlagen der Kommunisten zu schützen; in Bayern lehn
sich ein Reichswehrgcneral gegen die Berliner Regierung
auf und spielt sich als Treuhänder des deutschen Volke»
auf ; in Berlin weiß der Reichskanzler nicht, was er zu
erst tun soll ; Beilegung des Konflikts mit Herrn vor
Kahr , Reichsexekutive gegen Sachsen, Bändigung de«
Rheinlandrebellen oder Kamps mit der Mark» die bereit
auf ein Millionstel der österreichischen Krone gesunken ist .

So sieht die Deutsche Zeitung „Bohemia" in Prag die Lag
in Deutschland . Diese Deutschen, die unter das harte Jock
fremder Staaten gespannt sind, wollen nicht schwarz sehen, si>
wollen die Hoffnung , sie wollen den Glauben nicht aufgeben
Sie halten den Sinn des deuffchen Volkes in seiner Gesamt
heit und in seinen Stänimen noch immer für viel zu gesund
als daß sie zerschlagen lassen , selber zerschlagen wollten, wa
ein Jahrhundert in mühsamer Arbeit geschaffen hat . Abe»
immer noch sehen sie bei uns die Einsicht nicht, daß da-

deutsch« Voll die letzte Stunde der Entscheidung begriffe»
hat .

Die „Bohemia " überschrecht ihren Artikel „Das Werk Pvin
rares " . Ist es wirklich nur Poincares Werk ? Tragen wi
nicht selber ein voll gerüttelt Diotz von Schuld, daß das Ge
füge des Reiches im Innern kracht, daß Millionen vor den
Hunger stehen ; müssen wir nicht an unsere Brust schlagen utt
endlich bekennen : unsere Schuld, unsere schwerste Schuld?

Das Rheinland hat die Stunde begriffen. Obwohl sei
Jahren bedrückt , vergewaltigt , zermürbt wird, obwohl eben eil
neunmonatlicher AÜwehrkampf verloren ist, obwohl das Ge
sp-.nst der Arbeitslosigkeit und des Hungers droht, halben stck
die Rheinländer wie rin Mann gegen den Vergewaltigunzs
versuch der Separatisten erhoben . Für Verhandlungen , Kom
Prämisse, Einigungsfovmeln der politischen Parteien , der Klas
sen . war keine Zeit . Es ging um das Deuffchtum der Rhein
lande , es ging um den Bestand des Reiches, es ging um di
F̂reiheit der Rheinlande . Rheinische Republik wäre gleichbe
deutend mit Knrchffchast . Nicht einmal die Kommunistei
schlossen sich vom Kampfe aus .

Und welch ein jämmerliches Bild zeigt dagegen das ühri»
Deutschland . Jode Klag«, jeder Mensch denkt nur an sich, a«
seinen Vorteil ; jedes Land will eigene Wege gehen , gleichgül
tig, ob darüber das ganze Deutschland zerrissen wird . Schlag
Worte übelster Art , Rezepte brutalsten Eigennutzes treiben di
Menschen gegeneinander und auseinander . Deutschland schein
zu einem Babel geworden zu sein. Poincares Schuld? Nein
unsere eigene schwerste Schuld.

Und das Ende ? Wollen wir uns wirklich selber umbringe »
wollen wir in Hungersnot . Anarchie, in einen Kampf alle
gegen alle treiben ? Der Hunger steht vor drr Tür , der Reichs
zerfall droht . Eins nur kann uns retten . Zum Teufel mi
allen Schlagworten , allen Rezepten, allen Eigenbrödeleiei.
allem Eigendünkel : wir sind Brüder , Mutsbrüder , sind auf
einander angewiesen . Die Rot des einen ist bic Not des an
dern . Der Hunger wird keinen verschonen , keiner wird fi»



«uS dem Zusammenbruch retten rönnen . Reichen wir uns
endlich die Hand , der Mensch dem Menschen, der Bruder dem
Bruder , bekennen wir die deutsche Schicksals , und Notgemein¬
schaft und handeln wird endlich danach!

Der „ marxistische" Ltreseinanrr
Der Reichskanzler Dr . Stresemann hat —■■ so schreibt die

»Franks . Ztg .
" — ein Telegramm nach Aachen gesandt, das

den Dank der Reichsregierung ausspricht für die tapfere Hal -
hing bei der Entsetzung der Stadt von den Separatisten .
Das Telegramm ist an den Regierungspräsidenten und an die
Aachener Gewerkschaften gerichtet . Der Herr Reichskanzler hat
dadurch hervorgchoben, daß sich die Gewerkschafter um die
Beitreibung der Separatisten besonders verdient gemacht ha¬
lben . Das stimmt auch mit alben Berichten überein . Es ist
Tatsache, Hatz die Arbeiter, darunter natürlich viele »marxi¬
stische "

, im Kampfe gegen die Separatisten ihren Mann ge¬
stellt haben. Ihnen zum guten Teil hat man es zu verdanken,
daß endlich wieder einmal ein politischer Erfolg zu verzeichnen
ist. Aber diese patriotische Haltung der Gewerkschafter patzt
nicht in das Konzept derer , die ihre Pläne unter dem Schlag¬wort »Gegen den Marxismus " verfolgen» und so hat man auchden Skandal zu verzeichnen , datz Blätter der Rechten aus der
amtlichen Nachricht über die Aachener Befreiungsaktion den
Satz , der die besonderen Verdienste der Gewerkschaften aner¬
kennt, gestrichen haben . Demnächst werden sie sagen, datz ein
solcher Satz nur deshalb in den amtlichen Bericht gelangt sei,weil die Reichsregierung im Banne des Marxismus stehe , wie
man es ja täglich aus Bayern hört . Den Unfug» der mit die¬
sen Phrasen getrieben wird , halben wir kürzlich eingehend be¬
sprochen . Das hat in der letzten Zeit mehrmals auch der
Zentrumsabgeordnete Joos getan , der Wer die Idee eines
fröhlichen Kulturkampfes gegen den „Marxismus " z. B . fol¬
gendes gesagt hat :

„Werrn wir , nationalpolitisch genommen, so jämmerlich
stecken geblieben sind , liegt es nicht blotz am Unvermögen der
Sozialdemokratie , sondern auch am Unvermögen des Bürger¬tums . Es will uns scheinen , als ob diejenigen» die dank ihrer
unzulänglichen Methoden mit dem äußeren Gegner nicht fertigzu werden vermögen, nunmehr sich nach einem inneren Feindumsähen, auf den man sich stürzen könnte. Dabei , und unterdem Deckmantel einer „nationalen Erhebung "

, könnte mandann aufräumen mit allem , was soziale oder demokratische
Richtung heißt . Das wäre das beste Mittel , um auf Jahr¬
zehnte in neue Unruhen und Kämpfe innerer Selbstzerflei -
schung hinein zu geraten . Das wollen wir nicht . Wir werden
diesen Gedanken bekämpfen, wo wir ihn finden . Wir machennicht mit und nehmen an , datz sich die christliche Arbeiterbewe¬
gung des Westens von einer derartigen gefährlichen und un¬
fruchtbaren innerpolitischen Parole fernhält . Unsere nationale
Wiedergeburt beruht auf anderen Quellen und Ausgangs¬punkten."

. Es ist aber nichts so töricht, datz es nicht doch in manchenKreisen , seine Wirkung hätte , und so wird man weiter vom.marxistischen" Stresemann hören.
Löhne und wertbeständiges Geld

In Besprechungen, die am Montag im Reichsavbeitsmini -
sterium zu Berlin zwischen den beteiligten Reflorts und denVertretern der Spitzenverbände der Arbeitnehmer stattgefun¬den haben, wurde aufgrund der Erklärung des Vertreters dez
Reichsfinanzministeriums festgestellt , datz wertbeständige Zah¬lungsmittel in einer zur Lohnzahlung ausreichenden Menge inher laufenden Woche noch nicht zur Verfügung stehen. Erst inder kommenden Woche wird ein zunächst noch geringer Bruch¬teil .der . Löhne und Gehälter wertbeständig ausbezahlt werden
können . Der Übergang zur vollständigen Bezahlung in wert¬
beständigen Zahlungsmitteln wird dann noch einige Wochen
l» Anspruch nehmen . Er kann sich naturgemäß nur in dem
Ausmaß vollziehen, in dem die Herstellung wertbeständiger
Zahlungsmittel möglich ist. Dabei ist zu beachten, daß wert¬
beständige Zahlungsmittel eines erhöhten Schutzes gegen Fäl¬
schung bedürfen und daher in ihrer Herstellung gewissen Be¬
schränkungen unterliegen . Alle Beteiligten waren darin einig,daß die Verteilung der wertbeständigen Lohnzahlungsmittel in
den einzelnen Berufen und Gewcrbszweigen möglichst gleich¬
mäßig erfolgen mutz und hierbei insbesondere das Reich
nicht schneller als die Privatindustrie Vorgehen darf . Die Ver¬
treter der Spitzeugewerkschasten forderten einmütig den sofor¬
tigen Übergang zur Berechnung der Löhne in Goldmark.
Eine endgültige Klärung dieser Teilfragen ist noch nicht er¬
folgt . Die Besprechungen hierüber sollen daher am morgigen
Mittwoch unter Zuziehung der Vereinigung der deutschen Ar¬
beitgeberverbände fortgesetzt werden.

Die Erwerbslosensürsorge
Am 1 . November tritt die Verordnung über die Aufbringung

her Mittel für die Erwerbslosenfürsorge vom 15 . Oktober 1623
(Reichsgesetzblatt 1 , Seite 984 ) in Kraft . Vom 1 . November ab
haben also alle Arbeitnehmer , die gegen Krankheit pfiichtver-
stchert sind, sowie ihre Arbeitgeber zu den Krankenkassenbeiträ-
gen noch besondere Zuschläge zu zahlen , die zur wenigstens
teilweisen Deckung der Kosten der öffentlichen Arbeitsnachweise
und der Aufwendungen für die Erwerbslosenfürsorge dienen.
Die Beiträge werdcm vom BerwaltungSausschuß des Arbeits¬
nachweises für dessen Bezirk festgesetzt , dürfen aber 20 Pro¬
zent des Krankenkasienbeitrages nicht Wersteigen und sind mit
den Krankenkassenbeiträgen zusammen m entrichten. Tie
Krankenkassen führen das vereinnahmte Geld an die Ge¬
meinde ab . Die Gemeinde trägt ihrerseits in Höhe eines Vier¬
tels des Beitragsaufkommens zu den Kosten des öffentlichen
Arbeitsnachweises und der Erwerbslosenfürsorge bei. Ein
danach noch ungedeckter F 'hlbetrag wird von Reich und Län¬
dern getragen . Die Erwerbsloselffürsorge selbst wird auch künf¬
tig im wesentlichen nach den bisherigen Grundsätzen geübt.
Insbesondere richtet sich die Pflicht der Erwerblosen zur An¬
nahme von Arbeit , auch außerhalb von Beruf und Wohnort,
nach den Bestimmungen der Verordnung über Erwerbslosen -
fürsorge . Neu ist aber, daß der Verwaltungsausschutz des öf¬
fentlichen Arbeitsnachweises, soweit die Gelegenheit dazu be¬
steht» die Unterstützung von einer Arbeitsleistung gemeinnützi-
gen Charakters umd für Erwerbslosen unter 18 Jahren man¬
gels solcher Gelegenheit von der Teilnahme an Veranstaltun¬
gen der beruflichen Fortbildung oder der allgemeinen Bildung
abhängig zu machen hat .

Auf Grund der Verordnung über die Aufbringung der Mit¬
tel für die Erwerbslosenfürsorge hat der Reichsarbeiksmmister
dieser Tage neue Vorschriften über Art , Höhe und Dauer der
Unterstützung für die Erwerbslosen und Kurzarbeiter erlassen.
Künftig tritt die Kurzarbeiterunterstützung ein, wenn Arbeit¬
nehmer die übliche Zahl von Arbeitsstunden nicht erreichen
und deswegen weniger als fünf Sechstel ihres vollen Arbeits¬
verdienstes erzielen . Sie erhalten dann 40 Prozent des Unter¬
schiedes zwischen ihrem Arbeitsverdienst und fünf Sechsteln des
vollen Verdienstes als Kurzarbeiteruntersfiitzung . Di : Äurzar -
beiterunterstützung vermehrt sich für jeden zuschlagsberech¬
tigten Angehörigen um 10 Prozent dieses Unterschiedes, bis
fünf Sechstel des Vollverdienstes erreicht sind. Auf Verlangen
des Vorsitzenden des öffentlichen Arbeitsnachweises ist die
Kurzarbeiterunterstützimg einzustellen, wenn die Bedürftigkeit
nicht gegeben ist. Wie bisher sind die Arbeitgeber verpflichtet,
über den Arbeitsverdienst Auskunft zu geben und auf Erfor¬
dern des Verwaltungsausschuffes die Errechnung und Aus¬
zahlung der Unterstützung kostenlos zu besorgen.

Der Abba « in der Kohlenwirtschaft
Der Reichswirtschcrftsminlsterhat nach Anhörung der Länder

dem Abbauplan des ReichokohtenkommissarS zugestimmt . Da¬
nach fällt di « Meldekarte, die allmonatlich von den industriel¬len Verbrauchern an den Reich-skohlcnkommissar, die amtlichen
Verteilungsstellen , Kohlenwirtschastsstellen und Liefkrer einzu¬
reichen war , mit Ablauf dieses Jahres völlig fort . Die Mel¬
dungen für November sind noch zu erstatten . Für Dezember
ist die Meldekarte nur noch in einfacher Ausfertigung an die
zuständige Kohlenwirtschasts- oder Landcskohlenstelle einzusen¬den . Reue Reichshausbrandbezugsscheine werden nicht mehr
ausgegeben . Die Fürsorge für jede Verbraucher -Einheit ( in¬
dustrielles Werk, Hausbrandversorgungsbczirk ufw. ) im ein.
zelnen fällt künftig fort . Der Reichskohlenkommiffar wird- sich
künftig im wesentlichen darauf beschränken , durch Einwirkung
auf die Produktion und den Handel die Kohlenverteilung im
allgemeinen Interesse zu beeinflussen. Es fallen fort tue Ge-
bundheit des Verbrauchers an die Lieferer , d-ie Bindung der
Kohlenreviere und des Handels an bestimmte Absatzgebieteund bestimmte Verbraucher und bestimmte Absatzmengen. Be¬
seitigt werden die amtlichen Verteilungsstellen und weitaus der
größte Teil der Organisation des Reichskohlenkommissars
selbst . Die Beamtenschaft des Reichskohlenkommissarswird künftig höchstens ein Sechstel der bisherigen betragen .Bis auf weiteres wird der Reichskohlenkommiffar Sorge tra¬
gen für die Kohlenversorgung der Eisenbahnen, ' der Gas -,Wasser- und Elektrizitätswerke und sonsfiger Einzelwerke von
besonderem öffentlichen Interesse . Um erforderlichenfalls wie¬
der regelnd eingreifcn zu können, liegt ihm auch weiterhin die
allgemeine Beobachtung der Hausbrandversorgung ob. Der
Abbau der KohleMvirtschaftsstellen und Landeskohlenstcllen,die eine Einrichtung der Länder darstellen, und der von den
Kommunalverwaltungen eingesetzten Orts - und Kreiskohlen¬
stellen ist Aufgabe der Länder oder der Kommunalvcrwaltun -
gcn.
Die Preisbildung der Kartelle und Syndikate

Die Ausführungen des Reichskanzlers über die Preisbildungder Kartelle und Syndikate hatten ihren ersten gesetzgeberi¬
schen Niederschlag gefunden in eiuE im Reichswirtschafts¬
ministerium ausgcarbeiteten Vorlagê oie alsbald Gegenstandder Beratung im Reichskabinett war . Auf Grund der dabei
hervorgetretenen Meinungsverschiedenheiten ist ein zweiter
Entwurf fertiggestellt worden , der soeben den beteiligten
Reichsministerien zur Äußerung zugegangen ist. Es wird
darin die Errichtung eines Kartellgerichts vorgesehen, das,mit weitgehender Ermächtigung ausgcstattet , gegen Verstößeund Übergriffe, insbesondere auf dem Gebiete der Lieferbe¬
dingungen , einschreiten und gegebenenfalls auf Grund der
getroffenen Abmachungen getätigte Geschäfte für nichtig er¬
klären kann . Ein Verbot der Kartellierung , das gegen das
durch die Reichsverfassung gewährleistete Koalitionsrecht ver¬
stoßen würde , kommt nicht in Frage .

Die Antwort Bayerns
In München fand am Dienstag ein Ministerrat statt , der

sich mit der Note der Reichsregierung an Bayern befaßte .
Generalstaatskommissar Dr . v. Kahr und General v. Lossow
nahmen nicht teil, während sie anwesend ivaren beim Minister¬rat am 20. Oktober, der den Widerstand gegen d-ie Reichs¬
regierung und die Verpflichtung der Reichswehr auf Bayern
beschlossen hat . Das Ergebnis ist , wie die „ Franks . Ztg ."
meldet, datz Bayern weiter mit der Reichsregierung Wer die
Lösung des Konflikts verhandeln wird . Von unterrichteter
Seite wird erklärt , datz die Lage eine Entspannung erfahren
hat . Der bayerische Gesandte Dr . Prrger ist nach Berlin
zurückgereist und nahm die bayerische Antwort mit . Die
Antwort ist so gehalten , datz sie eine Rücknutzerung der Reichs¬
regierung notwendig macht. Zugleich weist sie auf die Not¬
wendigkeit hin , über den Einzelfall hinaus das verfassungs-
mätzige Berhältnis zwischen dem Reich und den Einzelstaaten
klarzustellen und es in föderalistischer Richtung umzugestaltcn .

*
Als Schützer Sachsens und Zeigners tritt ietzt der — „Bay¬

rische Kurier " auf . Das Organ der Bayrischen Volkspariei
fürchtet nämlich, datz durch das Vorgehen gegcin Sachsen ein
Präzedenzfall geschaffen wird, und deshalb erklärt es, der
Reichspräsident habe nikt das Recht , durch Exekutionsmatz¬
nahmen die bundesstaatliche Struktur des Reiches aufzuke-
ben. Das aber und nichts anderes bedeutet tatsächlich die Jn -
auspruchnakstne des. Rechts, Landesregierungen nach freiem
Ermessen abzusetzen und Rcichskommiffare dafür einzusetzen .
Die von der Reichsregierung getroffenen Massnahmen setzten
den Einheitsstaat voraus . Das Blatt lehnt aus demselben
Grunde das Ersuchen der Reichsregierung an Bayern ab als
eine „völlige Leugnung aller gliedstaatlichen Rechte und das
klare und unzweideutige Bekenntnis zum revolutionären Ein¬
heitsstaat " . Auch die „Bayrische Volkspartei -Korrespondenz"
lehnt unter allen Umständen den Rücktritt des Generals v .
Lossow ab und nennt -das Berliner Ersuchen „das Verlangen ,das föderalistische Bayern solle sich selbst aufgeben ".

Zur Lebensmittelversorgung erklärte Reichsernährungsmi¬
nister Graf Kanih bei' einer Besprechung mit den Führern der
landwirtschaftlichen Organisationen , die Versorgung des Vol¬
kes mit Brot und Kartoffeln sei gesichert , wenn es gelingt , ge.
nügend wertbeständige Zahlungsmittel schnell in Umlauf zu
bringen und wenn nicht unvorhergesehene Ereignisse eintreten .
Um dem Wirtschaftsleben Zeit zu lassen , sich auf Goldwährung
umzustellen, wird die Reichsbahn für Lebensmittel Nottarife
einführen . Die Frachten für Lebensmittel sollen um 30 Pro¬
zent ermäßigt werden.

Die Schlüsselzahl im Buchhandel. Die Vorstände des Deut¬
schen Vestlegervereins, der Deutschen Wuchhändlergilde und des
Deutschen Musikalienverlegervereins Huben beschlossen» die
Schlüsselzahl künftig nicht mehr von Fall zu Fall b̂esonders zu
veröffentlichen. Sie ist vielmehr von jedem Buchhändler täg¬
lich selbständig an Hand einer Tabelle unter iDerücksichtigung
des amtlichen Berliner Dollarbriefkurscs vom Vortag zu er¬
mitteln . Einer Besserung der Mark hat die Schlüsselzahl erst
dann zu folgen, wenn der Dollarkurs um mehr als eine Stufe
der Tabelle zurückgeht. Bei einem Dollarbriefkurs von 82,1
bis 68 Milliarden betrage die Buchhändlerschlüsselzahl 16 Mil¬
liarden , bei einem Dollarbrieskurs von 100 Milliarden 26 Mil .
liarden . ,

Hrnrze OackruDten
Der Zusammentritt des deutschen Reichstags . Der Äl¬

testenrat des deutschen Reichstags beschloß, datz die Sitzung
des Plenums für den Freitag einbcrufen werden soll, wenn
der Reichskanzler an diesem Tage bereit sei , sich an einer
politischen Aussprache zu beteiligen . Falls der Reichskanzler
dies erst fiir den Dienstag nächster Woche wünscht, soll dieser
Termin bestimmt werden . Jedenfalls soll in der ersten Sitzung
die allgemeine politische Aussprache stattfinden , während die
Beratung des Arbeitszeitgesetzes einer späteren Sitzung Vorbe¬
halten bleibt.

Der Auswärtige Ausschuß des Reichstages wird Voraussicht ,
lich für kommenden Montag zur Besprechung der Reparatious »
frage einberufen werden .

>
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die Reichsregierung auf Grund des Ermächtigungsgesetzes
schlossen. Die Regelung soll bis zur Ordnung unserer SSä*

"
rungsverhältnisse eine seSisttätige Anpassung der Gebühre, ^den jeweiligen Wert der Reichsmark nach Möglichkeit sichetDer ehemalige Reichskanzler Cuno traf am Samstaamit dem Dampfer „Albert Ballin " aus den Vereinigten Et»!?ten wieder in Hamburg ein. fctoa*

Ludendorff Bayer . Blättermeldungen zufolge hat Luden '
dsrff wie vor einiger Zeit Hitler die bayerische StciatSana,Hörigkeit erworben. 6

Beginn des Anspach-ProzrsseS. In Berlin begann an,Dienstag vor der Strafkammer k der Prozeß gegen Anspachder sich der Spionage schuldig gemacht haben soll durch Ver¬kauf gefälschter Berichte über politische und militärische Reichsangelegenheiten an auswärtig Mächte . Das Gericht üesch^ kden völligen Ausschluß der Öffentlichkeit »»ährend der %teuHandlungen »vegen Gefährdung von Staatsinteressen .
Wiederaufnahme der Arbeit in Frankfurt . Entgegen de«Beschluß der kommunistischen Streikleitung , den am Freitagausgebrochcnen Generalstreik verschärft forizuführen , ist Diens¬

tag früh in Frankfurt a . M . in den meisten Betrieben dieArbeit wieder ausgenommen worden , nachdem am Samstagabend eine Versammlung der Obleute des am stärksten beteiligten Metallarbeiterverbandes mit 204 gegen 12 Stimmen be.
schlossen hatte , die Arbeit wieder aufzunehmen .

Konflikt zwischen Bürgerschaft und Senat in Lübeck. Die
Lübecker Bürgerschaft nahm mit 24 gegen 31 Stimmen ein
Mißtrauensvotum gegen den Gesamtsenat an . Es ist eine
zweite Lesung über diesen von sozialdemokratischer Seite aus¬
gegangenen Antrag nötig . Der Anlaß dazu liegt schon einigeMonate zurück , als sich der Senat weigerte, auf Verlangen der '
Sozialdemokraten drei höhere Polizeibeamte zu entlassen.

Wirtschaftsnot in der Pfalz . Die traurige wirtschaftlicheLage
'

macht sich besonders in der Schuhindustrie in PirmssenS be- .merkbar, die großenteils nicht in der Lage ist, ihre Betriebe
wieder zu öffnen , da ihr das Betriebskapital und die Absatzmög¬
lichkeit abgeht. — Die Auswanderung nach Amerika nimmt in¬
folgedessen wieder stark zu . Ganze Familien treten die Fahrt
Wer das Meer an .

Die Schlüsselzahl für Anzeigen ist mit Wirkung vom 31.
Oktober auf 24 Millionen festgesetzt .

! Holländische Hilfe für Deutschland. Der allgemeine Ans-
! schuß für Unterstützung der Hungernden in Rußland beschloß,
- wie aus Amsterdam gemeldet wird, eine große Bewegung zur
l Unterstützung der deutschen Arbeiter zu veranstalten . Der
, Ausschuß hofft, in der nächsten Woche den ersten Zug mit Lr-
: bensmitteln nach Deutschland abfahren lassen zu können, über

die Unterbringung deuffcher Kinder in Holland während der
Wintermonate werden Besprechungen geführt .

Vonar Law f . Der frühere britische Premierminister Bo-
nar Law ist gestorben.

Republik Türkei. Reuter meldet aus Konstantiopel : Die Na-
fionalversammlung von Angora hat die Türkei zur Republik
erklärt mit Mustapha Kemal Pascha als Präsident .

Vndiscke Nebersickt
Der badische Landtag

tritt am Mittwoch, 7 . November, vormittags 11 Uhr, zu einer
außerordentlichen Tagung zusammen . Er nimmt die Wahl
des neuen Staatspräsidenten , sowie die Wahl des Präsidenten »
der Vizepräsidenten und der Schriftführer des Landtages vor.
Auf nachmittags VA Uhr ist eine weitere Sitzung mit folgender
Tagesordnung anberaumt :

I . Mündlicher Bericht des Landständischen Ausschusses und
Beratung über die Denkschrift des Arbeitsministeriums über die
Strompreise des Badenwerks, Berichterstatter Abg . Dr . Schmitt-
Karlsruhe .

II . Mündliche Berichte des Haushaltsausschusses und Bera¬
tung über die Rotgesetze 1 . vom 21. August 1923 und vom
2. Oktober über die zweite und dritte Änderung des Grund -
und Gewerbesteucrgesetzcs, Berichterstatter Abg. Dr . Schmitt-
Karlsruhe und Abg. Freudenberg ; 2. vom 21. August 1923 und
vom 2. Oktober 1923 Wer die fünfte und sechste Änderung des
badischen Ausführungsgesehes vom 6. Oktober 1921 in der
Fassung des Gesetzes voin 20 . Juli 1923 zum Wohnungsabgabe¬
gesetz, Berichterstatter Abg . Dr . Glöckner ; 3 . vom 2. Oktober
1923 über die Änderung des Landeskirchensteuergesetzes, Bericht¬
erstatter Abg . D . Mayer -Karlsruhe ; 4 . vom 22 . und 27, Olt .
1923 Wen die Ausgabe von auf den Inhaber lautenden badi¬
schen Schatzanweisungen, 6 . vom 30 . Oktober 1923 über die Ab¬
änderung des Gebäudeversicherungsgesetzes, Berichterstatter
Abg . von Au.

III . Mündlicher Bericht des Ausschusses für Rechtspflege und
Verwaltung und Beratung über das Notgeseh vom 16 . Oktober
1923 über die Ausübung polizeilicher Befugnisse, Berichterstat¬
ter Mg . Dr . Glöckner .

Der Dctricbsrätckongrcs ; i« Baden ,
über den die kommunistische „Arbeiterzeitung " in Mannheim
berichtet, hat am vorigen Sonntag in Wekschncureuth bei
Karlsruhe statigcfundeu. Er muß als sogen , wilder Betr -ebs-
rätekongreß bezeichnet werden , denn es waren in der Haupt¬
sache nur diejenigen Betriebsräte erschienen , die politisch zur
kommunistischen Partei zählen. Kennzeichnend für die gefaß¬ten Beschlüsse fit der Umstand, daß man dort auch die heim¬
liche Bildung von AklionsauSschüffenbeschloß» obwohl der kom¬
mandierende General des Wehrkreises V, zu dem auch Boden
zählt, die bestehenden Aktionsausschüsse aufgelöst und die Bil¬
dung neuer Aktionsausschüsse verboten hat . Darnach hat man
hie Tätigkeit des wAdcn Betriebsrätekongreffes einzuschätzer ».

Verbot der „Arbciterzeitrinfl "
Die kommunistische Mannheimer „Arbeiterzeitung " fit vom' Wichrkreiskommando V einschließlich aller Ersatzblätter biS auf

weiteres verboten worden.

Verbotene Aktionsausschüsse
Der kommandierende General des Wehrkreises V erläßt , wie

aus Stuttgart gemeldet wird , folgende Verordnung :
1 . Ich verbiete die Bildung von Aktionsausschüssen, die einer»

gewaltsamen Sturz der Regierung herbeiführen wollen.
2. Etwaige bestehende derartige Aktionsausschüsse sind hier«

mit aufgelöst.
3. Zuwiderhandlungen werden nach 8 4 der Verordnung de»

Reichspräsidenten vom 36. September 1923 bestraft . Außer¬
dem sind Zuwiderhandelnde in Schutzhaft zu nehmen. D »ej«
Verordnung tritt mit der Verkündigung in Kraft .



mu Tenerrmg in Baden i « der 8 . Oktoberwoche
«„ndcstndexziffer für Lebenshaltungskosten (mit Be.
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70. Geburtstag Eberhard Gothcins
^ Heidelberg vollendete am Montag der bekannte Bolks-

« irtickastler, Geh . Hofrat Universitätsprofessor Dr . Eberhard
« tifrein sein 70 . Lebensjahr ; er zählt zu den angesehensten
« ationaSökonomen Deutschlands. Gotlhein wurde am 39. Of .
rL t 1863 in Neumark in Schlosien geboren und studierte an
rzf Universitäten Breslau und Heidelberg Nationalökonomie,
« litische Geschichte und Kulturgeschichte. 1877 promovierte er,
«M7 habilitierte er sich in Breslau und ging dann später
nach Straßburg . Von 1888 bis 1890 wirkte er als Professor
>«r Nationalökonomie an der Technischen Hochschule in Karls »

«che und hatte als solcher zum ersten Male ausgiebige Ge.
Iraenheit , sich mit badischer Wirtschaftsgeschichte zu beschäf¬
tigen . 1860 erhielt er das Ordinariat für Nationalökonomie

der Universität Bonn und folgte von dort aus dem Rufe
nach Heidelberg, wo er von 1904 bis zum Ende des ver¬
gangenen Sommersemesters den. einen der Lehrstühle für
Kölkswirtschaftslehreinne hatte . Die Gründung der Handels¬
hochschule in Mannheim ist in erster Linie seiner Anregung
«nd Vorarbeit zu danken ; seit ih«er Eröffnung im Jahre 1905
ist er dort dauernd als Lehrer tätig .

Für die Geschichte unseres Badener Landes hat er außer¬
ordentlich erfolgreich gearbeitet . Bekanntlich ist er Präsident
her badischen historischen Kommission und hat für diese eine
Reihe von Einzeluntersuchungen geschrieben . Weiter ist
Gothein Herausgeber und Bearbeiter des großen >Samme .

'wer -
siz „Das Großherzoatum Baden " gewesen. Wenn man die

große Reihe seiner Schriften überblickt , staunt man ob der
Mannigfaltigkeit der Stoffinhalte ; von Ignatius Loyola und
her Gegenreform bis zur Geschiche der Rheinschiffahrt reichen
zeitlich und stofflich seine Arbeiten . Er ist juristischer Ehren¬
doktor und Mitglied zahlreicher wissenschaftlicher Akademien.
Gegen Ende des vergangenen Jabres trat Gothein offiziell
vom Lehramt zurück . Allein auch jetzt ruht er nicht . Im
kommenden Wintersemester wird er als Ehrengast der Uni¬
versität Hamburg dort Vorlesungen halten . Wenn er auch
die Lasten des Ordinariats abgelegt hat , so gedenkt er doch
auch in Zukunft in Heidelberg und Mannheim zu wirken.

Gothein war auch Politiker . Als Wirtschafts - und Sozial¬
politiker erfreute er sich stets eines hohen Rufes , dessen Sach¬
kunde und geschultes Urteil bis zur Revolution der damaligen
Nationalliberalen Pqrtei wertvolle Dienste geleistet haben.
Nach der Revolution schloß er sich mit den meisten Führern
dieser Partei der Deutschen Demokratischen Partei an . Diese
entsandte ihn 1916 im 4 . Wahlkreis in die badische verfassung-
ztbende Landesversammlung . An dem Zustandekommen der
badischen Verfassung hat er einen großen Anteil . Als Land-
jagsäbgeovdneter erfreute er sich bei allen Parteien großer
Wertschätzung . Trat er als Redner auf , so hörten ihm die
Abgeordneten stets gerne zu ; nie benützte er ein Manuskript ,
kein Urteil war immer aus den Ausgleich der widerstrebenden
Kräfte gerichtet. _

Aus dem besetzten badischen Gebiet
Aus Offenburg geht uns das Ersuchen zu , unsere seiner -

zeitige Meldung über eine Leibesvisitation der weiblichen Pas¬
santen durch die Hebamme Herde anläßlich der Sperre zwi-
fchen dem besetzten und unbesetzten Gebiet Anfang August
j . I . zu widerrufen . Tatsächlich kann die damalige Mittei¬
lung auch nicht aufrecht erhalten werden. Es liegt anschei¬
nend eine Perfonenverwechslung vor ; jedenfalls ist Frl . Herde
mit den Vorkommnissenbei der Auguftsperre nicht in Verbin -
tung zu bringen .

*
Mannheim , 30 . Ott . Nach einer Mitteilung der Ludwigs¬

hafener Postdirektion wird nach einem Übereinkommen mit der
Regie ab 1 . November die Paket - und Briefbeförderung auf
den größeren Eisenbahnlinien wieder ausgenommen , soweit
das möglich ist. Zwischen Ludwigshafen und Mannheim
bleibt es vorläufig bei der Beförderung durch Pf -rdepost, weil
über die Mhei »brücke noch keine Züge verkehren.

Ans der Tandesbauptstndt
Mit den wirtschaftlichen Aufgaben der Stadt in dieser

schwierigen Übergangszeit beschäftigte sich eine am Dienstag
im Rathaus stattgefundene Preffebesprcchung. Die Stadt hat
jetzt wieder eine Reihe von Aufgaben , vor allem in der Kar¬
toffel - und Brotversorgung übernehmen müssen und war zur
Kartoffelversorgung gezwungen, in die Billionen gehende Kre¬
dite (476 Billionen ) äufzunehmen und zu gewähren . Da diese
Kredite nur wertbeständig möglich find, richten sich auch die
Preise darnach, doch wird der Preis von 40 Milliarden für den
Zentner nicht überschritten. Infolge der ungünstigen Witte¬
rung ist die Kartoffelversorgung für einige Tage ins Stocken
gekommen . Neuerdings traten besonders die charitativen An¬
stalten an die Stadt heran . Weiterhin soll der Verkauf auf
dem Wochenmarkt in kleinen Mengen und am alten Bahnhof
zentnerweise vor sich gehen. Auch will die Stadt eine Kar¬
toffelreserve schaffen , um bei Stocken der Versorgung eingrei -
fen zu können . In der Brotversorgung geht man von Reichs
wegen mehr und mehr dazu über , die Kredite gegen Papier¬
mark einzuschrän!ken . Der jetzige Preis wird schon in Bälde

auf 8—8 oder 8^ Milliarden Mar ! für den großen Laib
Brot festgesetzt werden müssen . An dem Einheitsbrot wird
man voraussichtlich festhalten. Der Preisunterschied zwischen
dem aus dem freien Handel mit Mehl erworbenen Brot
und dem Markenbrot kann übrigens weiterhin nur gering
sein. Die Ausmahlung beträgt jetzt 80 Prozent halb Weizen
halb Roggen. Die Reichsgetreidestelle gewährt noch eine Frist
zur Bezahlung gegen Papiermark von 14 Tagen , so daß das
Getreide etwas billiger als im freien Verkehr ist

Kinderreiche Familien bekommen durch Vermittlung der
Fürforge von Reichs wegen freies Brot in vorzefchriebenen
Mengen abgegeben. Die Auswahl der in Betracht Kommen¬
den ist dem Fürsorgcamt überlassen. Das Reich gibt den Ge¬
meinden zur Bewältigung dieser Aufgabe Mittdl in wertbe¬
ständiger Form . — Bei der Straßenbahn ist ein radikaler Ab¬
bau nicht beabsichtigt, da die wirtschaftliche Gebarung im all¬
gemeinen gesund ist . Die Ringlinie verkehrt nur noch in
einem Abstand von 6 Minuten ; da auch die Linien 4 und 5
verkürzt laufen , sind 30 Fahrbedienstete frei geworden. Im
gleichen Verhältnis , da durch den eingeschränkten Verkehr
auch weniger Wagen ausbesserungsbedürftig sind, werden auch
klrbeiterentlassungen vorgenommen . Die bisherige TarifpÄi -
tkk habe sich als richtig erwiesen. Leider würden die Wirkun¬
gen dadurch beeinträchtigt, daß die Gehalts - und Lohnzahlun .
gen, welche die Hauptausgaben darstellen, rückwirkend auSbe-
zahlt werden müßten . Die Durchschnittseinnahmen blieben
dagegen zurück . Es treffe nicht zu , daß Karlsruhe die teuer¬
sten Preise habe, denn es könnte sich nur um Tage handeln
bis die anderen Stadtverwaltungen sich ebenfalls der Teue¬
rung cmgepaßt hätten . Die Vergünstigung der Fahrschein¬
hefte, die bei den Kurzfahrten eine büprozentjge Verbilligung
darstellen würde , sei in keiner anderen Stadt Deutschlands an¬
zutreffen . — Die Zahl der Erwerbslosen ist am 17 . Oktober
auf 3906 männliche und 498 weibliche Erwerbslose gestiegen.
Dazu kommen seit 37 . Oktober 9840 männliche und 3630 weib¬
liche Kurzarbeiter . Das Reich und die Gemeinde haben die
Fürsorge gemeinsam zu tragen . Sie erforderte vom 32. bis
27 . Oktober 143 Billionen ; für diese Woche ist ein Betrag von
rund 1430 Billionen notwendig. Die Stadt hat davon den
sechsten Teil zu tragen . Die Erwerbslosen verlangen eine
laufende Zusatzunterstützung, die von der Stadt abgeiehnt wer¬
den mußte, weil ihr die Mittel fehlen und weil es nach den
reichsgesetzlichen Bestimmungen nicht zulässig ist, derartige Zu¬
schüsse generell zu bewilligen. Die ergänzende Fürsorge soll
von Fall zn Fall eintreten und zwar nach Maßgabe der Be¬
dürftigkeit . In letzter Woche wurden an die Bedürftigen aus -
gegeben 7 Billionen , und zwar zur Anschaffung von Schuhen
4,3 Billionen, für Kohle 136 Milliarden , für Milch 960 Mil¬
liarden , Essen, Lebensmittel , Mete usw. 1,6 Billionen . Die
Einnahmen durch städtische Umlagen betrugen in dieser Zeit
nur 6 Billionen Mark . Vom 1 . November an tritt in der
Ausbringung der Mittel für die Erwerbslosen eine grundsätz¬
liche Änderung ein. Bekanntlich sollen jetzt die Mittel zur
Erwerbslosenfürsorge durch Beiträge von Arbeitgebern und
Arbeitnehmern und der Gemeinden aufgebracht werden und
nur , soweit diese Mittel nicht reichen , wird das Reich Beihilfen
gewähren . Da die Erhebung unter Zugrundelegung der
Krankenkassenbeiträge erfolgt, ist die Festsetzung der Beiträge
recht schwierig . Die Krankenkassen sollen die Beiträge erheben.
Man darf in dieser Neuordnung jedoch eine Entlastung der
Gemeinden sehen . Eine Arbeitspflicht in Höhe der Unter¬
stützung ist Bedingung . Die Einrichtung einer Notstandsküche
wird von der Stadt und den Gewerkschaften unterstützt.

Laudestheater . Die nächste Aufführung des dramatischen
Gedichts «Peer Gynt " von Henrik Ibsen mit der Musik von
Edvard Grieg findet am heutigen Mittwoch , 31. Oktober statt . —
Am Samstag , den 3. Ncvember erfolgt die erste Wiederholung
des neueinstudierten Lustspiels „Der WiderspenstigenZähmung "

von Shakespeare. Im Konzerthaus geht am Sonntag , den
4 . November Mstyer -Försters Schauspiel „Alt-Heidelberg" zürn
dritten Male in dieser Spielzeit in Szene . — Wie alljährlich
im Herbst so soll auch diesmal den in zahlreichen Anfragen
bereits laut gewordenen Spielplanwünschen unseres Kinder .
Publikums entsprochen werden : Am Sonntag , den 4 . November,
nachmittags 2% Uhr geht als Urauführung das Märchenspsel
„Aschenputtel" von Robert Bürkner in Szene , des Mitglieds
unserer Landesbühne und Verfassers der in den Vorjahren
hier mit bestem Erfolg aufgeführten Märchenstücke : „Rot-
käppchen " und „Dornröschen" . — Gerhart Hauptmanns
Traumdichtung „ Hanreles Himmelfahrt " wird für die „ Volks¬
bühne" neu einstudiert, außerdem ccher auch zur öffentlichen
Aufführung kommen. Das Werk ist hier seit zwölf Jahren
nicht mehr gegeben worden.

IbanM und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

Slmtl . Berliner Kurs v. 30 . Okt .
s>«ld « rief

Amsterdam . . 25 137 000 000.— 25 263 000 000. l °

Kopenhagen - 11172 000 000.- 11228 000 000. , 9

Italien • ■ • 2 913 000 000.- 2 927 000 000 l #

London . - - 289 275 000000 .- 290 775 000 000.1
“

Newhork - - - 0,838 000 000.— 65 162 000 000. ' 9

Paris . . . . 3 791 000 000 - 3 809 000 000. 19

Schweiz - - - 11571 000 000. - 11 629 000 000.10

Prag . . - - 1895 000 000. - 1905 -000 000.19

Die kleine Ziffer bedente« die Zuteilung in Pr,,ent
Die Goldanleihe notierte Mittwoch vormittag in Frankfurt

75—78 , in Berlin 66 Milliarden .

Wertbeständige Anlagen
Zur Anlage für Mündelgelder und als wertbeständige Effekte«

find zugelassen :
Letzter KurS : (in Tausend Mark)

5°/, Badische Kohlenwert- Anleihe . . . . . ca . 380000000
6"/, Mannheimer Kohlenwert-Anleihe . . . . ca-340000600
5°/0 Nhein-Main -Donau -Gold-Anleihe . . . . ca —
7"/, Neckarwerke Goldanleihe . ca - —
6% Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . . . ca- 80000 000
5"/» Sächsische Roggen -Anleihe pro Ztr . . . . ca . —
57, Süddeutsche Festlvertbank-Oblig. ca 45 000000
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs ca . —
Goldanleihe d . Deutschen Reiches . . . . ca. 78000 000

Ferner nennen wir noch die nicht mündclstchere
57, wertbeständige Anleihe Freudenberg Carl, •

G . m . b- H., Lederfabrik Weinheim . . . ca. 15 000000

Von der Reichsbank. Me der Ausweis der Reichsba»! vom
15. d. M . zeigt, hat bei der «eit Riesensprüngen sich sortsetzen-
den Markeniwertung die Inanspruchnahme der Bank wäh¬
rend der zweiten Oktoberwocke sich von neuem in starkem Aus¬
maße erhöht. Die gesamte Kapitalanlage wuchs veu 77 940,3
auf 303 763 Billionen Mark urob zwar stiegen die Bestände an
Reichsschatzanwcisungen um 97 548,1 auf 187 779,6. an Wech.
fein um 32 989,7 auf 29 541,6 , an Lombardforderuugen um
6 324,4 auf 6 616,8 Billionen Mark . Die besonders hohen
Zugänge zum Lombardkonto gingen mit einer neuen Er-
fchöpfung des Kontingents der Reichsdarlehenskassen zusam¬
men , die dazu nötigte , in den letzten Tagen der Berichtswoche
Darlehensansprüche von den Darlehenskassen vorübergehend
an die Reichsbank zu verweisen. Da die ungeheuere Steigerung
des gesamten Preis - und Lohnniveaus die Versorgung des
Zahlungsverkehrs mit genügenden Banknotenmengen wieder
äußerst schwierig gestaltete, verblieb der Bank ein wachsender
Teil der neu beanspruchten Kroditbeträge auf den Konten der
ftemden Gelder, die um 67 199,1 aus 84 342,5 Billionen
Mark zunahmen Die Banknotenausgabe erhöhte sich um
76 416,3 auf 123 340,6 Billionen Mark.

Senkung der Karioffclpreise. „B . Z . zufolge ist auf den
Berliner Märkten eine Senkung der Kartoffelpreise um 30
bis 30 Prozent zu verzeichnen.

Staatsanzeiger
1 . Ich verbiete die Bildung von Aktionsausschüssen , die einen

gewaltsamen Sturz der Regierung herbeiführen wollen.
2. Etwa bestehende derartige Aktionsausschüsse sind hiermit

aufgelöst .
3. Zuwiderhandlungen werden nach § 4 der Verordnung des

Reichspräsidenten vom 26 . September 1938 bestraft. Außer¬
dem sind die Zuwiderhandelnden in Schutzhaft zu nehmen.

4. Diese Verordnung tritt mit der Verkündigung in Kraft .
Stuttgart , den 36 . Oktober 1623.

Wehrkreiskommando V (5. Division)
lAbtlg. Ic 4287.

Der Militärbefehlshaber Reinhardt , Generalleutnant .

Bekanntmachung.
DaS Verbot der Arbeiterzeitung tu Mannheim

Durch Verfügung des Wehrkreiskommandos V in Stuttgart
vom 39. Oktober 1923 Nr . Ie 44J6 ist die Herstellung und der
Vertrieb der Arbeiterzeitung in Mannheim vom 31 . Oktober
ab bis auf weiteres verboten worden. Das Verbot gilt auch
für jede andere Zeitung , die als Ersatz für die verbotene ihren
Bestellern zugestellt oder neu herausgegeben wird.

Karlsruhe , den 31, Oktober 1923.
Der Minister des Innern .

R e m m e l e.

Die Goldmarkrechnung bei der Eisenbahn
Ab 1 . Niwemiber 1923 wird im Personenverkehr der deut-

scheu Reichsbahn die Goldmarkrcchnung cingesührt. Die Sätze
der bei den Stationen ausgehäugten Grundpreistafcln gelten
als Goldmarksätze und -werden zu dem jeweils gültigen, am
Schalter ausgehängten Goldmarkkurs in Papicrmark umze»
rechnet. Zu bezahlen ist in Papiermark , Infolge Umstellung
der Personentärife auf Goldmarkrechnung werden vom 1 . No.
vember äb für die Zeit, in der Gehalte und Löhne noch nicht
auf Goldmarkgrundlage aufgebaut sind , die Preise der Mo.
nats - , Schüler -, Wochenkarten und Kurzarbeiterwochenkarten
um 50 vom Hundert ermäßigt . Die im Vorverkauf bis 31.
Oktober einschließlich gelösten Monats - und Schülermonats ,
karten werden zum seitherigen Preis ausgegeben.

Ferner werden ab 1 . November die Mindestpreise für Fahr ,
karten (Goldmarkpreise ) auf 10 Pf . in 4. Klasse, 15 Pf . in 3.
Klasse, 46 Pf . in 2. Klasse und 90 Pf . in 1 . Klasse herabgesetzt .

Als ttbergangsmaßnahmc werden ab 1 . November für Kurz,
arbeiter , die wöchentlich nur einen Tag arbeiten , gegen Aus¬
weis hierüber einjache Fahrkarten 4. Klaffe ausgegeben, die
zur Hin - und Rückfahrt berechtigen .

Der durchgehende Verkehr mit den Privatbahnen sowie die
Ausgabe von Fahrkarten in den Zügen werden vorübergehend
ausgehoben .

Die einfachen Fahrkarten behalten auch künftig ihre vier-
tägige Gültigkeit . Mit Fahrkarten , die vom 30. und 31 . Oktober
gelöst sind, kann die Fahrt an einem beliebigen Tage innerbalb
der viertägigen Geltungsdauer angetreten werden. Eine Ber-
längerung dieser Geltungsdauer tritt durch die Maßnahme
nicht ein.

Kein l .aden Große Posten
Cretoni, ca . 80 breit für Leibwäsche , 160 breit für Bettwäsche . Haustuch und
Halbleinen, prima Qualität für Kissen und Bettücher . Damaste , weiß u . farbig ,
in großer Auswahl . Bettbarchente und Matratzendrelle in nur guten Qualitäten

zu staunend billigen Preisen .

Kaiserstrafle 79
2 TreppenErnst Junge

. . . . . . . . . .
| Waren werden bei Anzahlung in kleineren Mengen gern zurückgelegt |

Kein Laden Reste weit unter Preis kJ?
Ke )ne Spesen

Konzerthaus
Badische Lichtspiele

Ab heute , 8 Uhr abends B.97D j

Film - Vortrag "
Dr . Colin Ross \
Zentralasiatische Reise ! |

Siehe Plakatsäulen

Moiiflliofisn Sk
erbet ., kauft Bügler, Berti »
Potsdamerstraße 38 . ssoi

Meins-Aegiiter.
Mannheim . U .346

Zum Vereinsregister Bd.
IX O .-Z . 58 wurde heute
der Verein „Motor Sport¬
verein Mannheim " in
Mannheim eingctragen .

Mannheim , 25 . Okt . 1923.
Bad . Amtsgericht B .G. 4.

Me MW Nick der » nirts Mod« IM
beträgt für Karlsruhe -S 'adt und Vorort Beiertheim
nach einem unverbindlichen Durchschnittssatz das
135mill »onenfache der Jahresgrundmiete . In dieser
Zahl sind die Kosten von Treppenhausbeleuchtung ,
Klingler , Haftpflicht- und Wasscrschadensversicherung
nicht inbegriffen. — Die Vermieter werden dringend
ersucht , die erheblich erhöhten Zuschläge für Instand¬
haltung alsbald hierfür zu verwenden . B .873

Mieteinigungsamt der Stadt Karlsruhe .

flänbigung der 4 °
«fgen Mhm der KM

tudtfal m 119.
Ans Gvund der Anlühebedingungen werden hiermit

sämtliche noch im Umlauf befindlichen Schn dver- l
fchreibungen des obigen Anke hcns zur Nückzohlnng
auf 1 . Mai 1924 gekündigt. Tie Einlösung der Stücke
erfolgt zum Reimwert bei den als Einlösungsstellen
bezeichneten Banken, sowie beim Stadtrentamt hier
gegen Rückgabe der Schuldverschreibungen, sowie der
noch nicht fälligen Zins - und Erneuerungsscheine .
Die gekündigten Stücke werden vom 1. Mai 1924 ab
nicht mehr verzinst. B .873

Bruchsal , den 23 . Oftober 1923 .
Der Oberbürgermeister .

Badisches Laudestheatep .
Donnerstag , 1 . Nov . 6 '/2 bis g. 9 Uhr . Sp . 16 -00 M.

Abon . E . 5 . Th .-Gem . B .V .B . Nr . 2501 —7700
und V . Sondergruppe der Th .-Gein . B.V.B .

Fidelio

latiMjung.
Ab 31 . Oktober 1923

werden bei unseren Ne¬
benbahnen Ergänzungszu¬
schläge erhoben . Auskunft
erteilt unsir Verlehrsbüro .
Karlsruhe . 30. Okt. 1923.

Vadik -i'e
Lokal -Eisenbahnen A . -G.

toitltat
o. Prfnt-
hskBBltel

k« Mannheim
0 . 6 . 6.
Planken 9 .47

Fcrnapr. 3303
I n . Maier & Co., <5. m . b.H-

WtwI 'MmlhlS'MM« jiir Mm .
VUlingen. U .354

Unter O .-Z . 273 -Bd . II
des diess. Güterrechtsregi¬
sters wurde eingetragen :
Glasermeister Georg Gütz
in Bad Dürrheim und des-
fen Ehefrau Elise Emilie I

geh. Specht . Vertrag vom
7. August 1923. Gütertren¬
nung.

Villinaen, 8. Okt . 1923.
Der Gerichtsschreiber B»d.

Amtsgerichts
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Bezüge der Beamten usw .
A . Bisher waren bei der Berechnung an Nachzahlungen je¬

weils zwei Meßzahlen zu berücksichtigen , nämlich die all¬
gemeine ^ Meßzahl (letztmals 318 000) und außerdem die
Meßzahl für den jeweils zutreffenden örtlichen Son¬
derzuschlag . Zur Vereinfachung der Berechnung ist künf¬
tig die Anwendung nur der allgemeinen Meßzahl vor¬
gesehen . Zu diesem Zweck muß aber der sogen : Grund - ,
betrag — Grundgehalt + Ortszuschlag + Kinderzuschlag
+ Frauenzuschlag — des Monatseinkommens an Hand be¬
stimmter Hunldertsätze auf einen der betreffenden Sonderzu¬
schlagstufe entsprechenden Betrag aufgebeffert werden und
zwar gilt in Orten mit einer ehedem in Geltung gewesenen
Meßzahl für örtlichenSonderzuschlag

von 1590 — 5565 — 9540 — 13515 — 16695 — 20670
ein Hundertsatz von 1 — 3,5 — 6 — 8,5 — 10,5 — 13

von 24645 — 28620* — 32595 — 59625 — 83475
ein Hundertsatz v. 15,5 — 18* — 20,5 — 37,5 — 52,5

Beispiel (für Karlsruhe ) :
Grundgehalt
Ortszuschlag
Kinderzuschlag
Frauenzuschlag

720 000 Mk ,
144000 „
200000 „

50000 .

Dazu
Grundbetrag 1114000 Mk.

1114000 x 18
100 = 200 520 oder

aufgerundet 201 000 Mk.
(stets auf die Nächstliegenden tausend
Mark auf - oder abzurunden , wobei
Beträge von 500 Mk . und mehr auf -
znrunden find)

zusammen 1 315000 Mk .
Der so verrechnete Betrag ist dann mit der jeweils maß¬

gebenden Meßzahl zu vervielfachen.
ES ist bei diesem Verfahren aber darauf zu achten , daß in

all den Zeitpunkten , in denen eine Änderung des
Grundbetrages eintritt , z . B„ wegen Anfall einer Zu¬
lage, wegen Änderung des Ortszuschlags , des Künderzuschlags
oder Einstellung der Frauenzulage ) u . dgl . auch eine Neu¬
berechnung des vorstehend zugefügten Zuschlags zum neuen
Grmidbetrag zu erfolgen hat .

6 . Die endgültig maßgebende Meßzfffer für 34. bis
31 . Oktober 1923 beträgt 2 031 000 . Bezahlt sind die Be¬
züge bereits nach der vorläufigen Meßzahl 318 000 ,bleibt demnach eine für die Vorauszahlungsberech¬
nung anzuwendende Meßzahl von 1713 000, oder zu-
rückgeführt auf ein Monats v i e r t e l von 428 WO ; demnach
Nachzahlung im obenangeführten Beispiel : 1315 000 X'
428 250 — 563 148,750 Millionen Mark , aufgerundet 563 200
Millionen Mark (auf volle 100 Millionen ) beim Steuerabzug
auf volle 100 Millionen nach unten ) .

C. Für das 1 . Novemberviertel (1 .—8 . Nov .) gel.
ten für die badischen Beamten die nachstehenden Vereinba¬
rungen :

1 . Die Zahlung in Papiermark hat auf Grund der Meßzahl
2 031 000 zu erfolgen.

L Die Abweisung der Bezüge geschieht wie auf 1 . Oktober
auf zwei Wegen, ein Teil durch die Landeshauptkasse ,der andere Teil durch die Besoldungsrechner .

Die Auszahlung durch die Landeshauptkasse ist be¬
reits erfolgt und zwar unter Zugrundelegung der Meßzahl
14 000 ; sie ist aber , was den Zeitraum anlangt , verschieden be¬
messen, nämlich für planmäßige und außerplanmäßige Be¬
amte sowie für Beamte im Probedienst , Beamte auf einen
ganzen Monat , für Angestellte und die Beamten im Vor¬
bereitungsdienst auf einen halben Monat . Die von den
Besoldungsrechnern zu bewirkende Nac^ ahlung da¬
gegen umfaßt nur die Zeit vom 1 .—8. November
(nach der Meßzahl 2 031000 ). Bei Berechnung derselben muß.
da von Reichs wegen die Zahlung der Bezüge mit Rücksicht auf
die Zahlmittelknappheit und zur Überleitung in eine wert¬
beständige Zahlung nur für 8 Tage ( 1 .—8. November)
angeordnet ist, der nach übigem von der Landeshauptkafle für
9 .—30. Ncbember ausgezahlte Betrag in Anrechnung gebracht
werden.

Demzufolge ergeben sich für die Nachzahlung durch
die Besold ungSrechner folgende Multiplikatoren :

a ) für d i e planmäßigen und außerplanmä¬
ßigen Beamten und die Beamten im Prove -
dienst :
2031000

4
— 0^ = (507 750 - 14 000) = 493 750

b) für die Angestellten und die Beamten im
Vorbereitungsdienst :

2031000 - ^ 4000 _ (50? ?50 _ 7000) = 5007504 <5
Abrundung wie unter S angegeben.
* Für Karlsruhe zutreffend .

Das Spar - und Abbauprogramm
der H?eiü)srcgierung

Angesichts der Notwendigkeit, den Haushaltsplan des Deut¬
schen Reiches einschließlich der Länder und Gemeinden in ab¬
sehbarer Zeit ins, Gleichgewicht zu bringen , hat die Reichs-
regierung nach der Annahme des Ermächtigungsgesetzes durch
den Reichstag tief eingreifende Ersparnismaßnahmen in der
gönn von Verordnungen mit Gesetzeskraft beschlossen, denen
andere folgen sollen . Da das Reich nicht mehr die sich aus den
Sachliefernngsverpflichtnngen des Versailler Vertrages erge¬
benden Lasten tragen kann, werden solche Lieferungen seit dem
11 . August nicht mehr abgeschlossen . Nunmehr mußte auch die
Zahlung der Entschädigungen aus den Abrüstungs - und Ent¬
schädigungsrichtlinien vom 21 . Mai 1920) ausgesetzt werden.
Weitere Zahlungseinschränkungen lassen sich nicht vermeiden.
Bei der Neuregelung der Liquidation ^- und Ausgleichsschäden,
die auch die Ausländsdeutschen und die Deutschen aus den ab¬
getretenen Gebieten betrifft , fällt die Beihilfe des Reiches für

Balutaschüdru völlig weg ; an Stelle der Stammentschädigunge,tritt ein Entwurzelungszuschlag in Höhe von 3 v . T . Die Be.lastung des Reiches verringert sich hierdurch auf etwa ein Vier-tel der bisher geschätzten Summe . Soweit Gegenstände anläß.
lich des Vertrages von Versailles enteignet wurden, die nichtunter das Reichsentlastungsgesetz fallen, ist die Aussetzung derEntschädigungszahlungen angeordnet .

Das Streben , mit dem kostspieligen Abwickelungsapp,,^Schluß zu machen , hat die Reichsregierung veranlaßt , eine Ah.
geltungsverordnung zu erlassen, wonach sämtliche Ansprüche ge-
Sn den ehemaligen Heeres- und MarinefiskuS in einem be-

leunigien Verwaltungsverfahren abzugelten sind . Die Z»stder Reichsbeamteu soll» in einer kurz bemessenen Frist u« zz
Prozent vermindert werden. Die Auswahl der zu entlassende «Beamten ist durch eine BeamtenÄbbauverordnung genau ge-
regelt . Der Abbau bezieht sich auch auf die Angestellten der
Reiches , von denen nur die aus zwingenden dienstlichen Grün,
den unentbehrlichen Kräfte beibehalten werden sollen. Dir
Ausdehnung der entsprechenden Maßnahmen auf die Länder
und Gemeinden ist gewährleistet.

Die Reichsregierung wird in der Einschränkung der Aus-
gaben auf allen Gebieten fortfahrrn . An der Umgestaltung de»
Steuersystems wird mit allen Kräften gearbeitet . Die Bewer¬
tung der Vermögen soll in Goldmark erfolgen . Die Tarif«
sollen auf Goldmark lauten . Auf diesem Wege wird man das
Ziel , die Balancierung des Haushalts , zu erreichen suchen, die
den Beginn einer Gesundung der Finanzen bedeutet. Jede
endgültige Lösung hängt freilich davon ab, daß endlich die
auhenpvlitischeu Fragen in einer für Deutschland tragbaren
Weise erledigt werden.

*
Weiter wird halbamtlich aus Berlin migeteilt : Der Gesichts¬

punkt, unter dem der Abbau des Personalkörpers des Reiches
sich zu vollziehen hat und die am 20 . Oktober d. I . veröffent¬
lichte Abbau-Verordnung des Reiches aufgestellt ist, ist die Er¬
zielung von Ersparnissen durch die Abstoßung aller unproduk¬
tiven Kräfte . Dabei ist zunächst die Enfferuung aller über 85
Jahre alten Beamten vorgesehen, da in diesem Alter die Lei¬
stungsfähigkeit regelmäßig bereits so gesunken ist, daß im all-
gemeinen eine ersprießliche Tätigkeit nicht mehr erwartet wer¬
den kann. Im übrigen wird der Personalkörper der gesamten
Reichsverwaltung um 25 Prozent vermindert . Es wird mithin
die gesamte Verwaltung in allen Dienstzweigen einer Nach¬
prüfung auf entbehrliche Kräfte unterzogen . Sodann verteilt
die Reichsregierung im Rahmen der genannten 25 Prozent die
«uf die einzelnen Verwaltungen entfallende Zahl der auszu¬
scheidenden Kräfte.

Druckfehlerberichtigung. Im letzten Zentralanzeiger ist durch
ein Versehen der Setzerei beim Umbruch des Blattes in dem
Artikel Beamten - usw . Bezüge unter Ziffer II irr¬
tümlich ein Abschnitt: .So konnte sich . . . (usw.) . . . . (bis)
die auf 1. November auszuzahlen sind ." geraten , der in den
Auffatz : Beamtenschaft und Teuerung , nach dem Schlußwort
der dritten Zeile in der 3. Spalte ( „gelangt "

) einzusüaeu
gewesen wäre .

_ jr » r j Telefon 2188 Straßenbahnhaltestelle: Mühlburger Tor Telefon 2188v/816 ClGS W estens § Angenehmer Familienaufenthalt : : Täglich Künstler-Konzert
Inhal er : Arthur weber , Eonditormeister . n ff . Sinner Biere : : : : la . Weine : : : : Eigene Konditorei

Was der Beamt e für Familie u . Haushalt benötigt
Jetzt oder nie ! "HWfl

| CCjl erinnern Sie sich der billigsten , besten
L,y Henningers Spezial - Gummibesohlung

M7 145 KAISER - ALLEE 145
Sämtliche Ledeneparaturen bestens
Verkauf neuer Schuhwaren .

Färberei u . chem . Waschanstalt
Telefon 1 mmm tmLw Telefon
1953 LJ . LSSCn 1953

reinigt und färbt alle in dieses Fach- einschlagende Gegenstände
Filialen in allen Stadtteilen

Prompte Bedienung = = = == = == ===== == Mäßig« Preis«

HERRENKLEIDUNG
Empfehlemichin Neuanfertigung n.Maü,Ilmarbeiten u .Wenden
feinster Herren - u. Damen -Garderobe

Auch PELZE werden umgearbeitet und neu angefertigt
Auf Wunsch sofortige Bedienung

LEON BENZNER , KARLSRUHE
MT Amalienstraße 11 -MG

UMMiHiMiMiiitmiiiiHiiMtiitmMHmMitutHitmmiiimiiMiimHiimiMiMtimoMtiuimkiimimmiimmmiiiitMi

1 BHUBUnDmÖB€ bl
in bewährter Güte und reicher
Auswahl zu angemessenen Preisen gegen
Barzahlung oder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen:
KARLSRUHE, Karlfriedrichstr. 22
FREIBURG, Metzgerau 6
BRUCHSAL, Gewerbehallea. Markt
PFORZHEIM Theaterstr . 15
OFFENBURG, Steinstr . 2
MOSBACH, Hauptstr. 12
MANNHEIM , Schloß, rechter Flügel , Reitbahn

( BADISCHER BAUBUND | ;S; |
= G e mein n fl tz i g e r M9b e tv e r t rieb |
= Tel?r HOf* 51c.7. KARLSRUHE am RoftftaHplatz . =

Spenglers Geschichts -Philosophie
Eine Kritik

Von
* Prof. Dr . KARL SCHÜCK

Preis M. — .75 Grundsahl x Schlüsselzahl des Buchhandels

Am deutlichsten hat ihn bis jetzt wohl KARL SCHOCK
formuliert .“ (Hochland.)
Schück berücksichtigt auch den 2 . Band vom Untergang des

Abendlandes.

Verlag G . Braun , Karlsruhe L B.
Karlfriedrichstraße 14.

Confectionshaus
Hirschen

P5 Kaiserstraße 95
WWW™| |H

™

Spezialgeschäft für Herren • u . Knaben
- Berufs -Kleidung und Wäsche ——

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Gustav Herdle Nacht SfeSSESSZT
Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung □ Impressen-Verlag .
n Sämtliche BQrobedarfeartikel . u

Rasche Bedienung . - Sauberste Ausführung .

MM nilalgestllcUebrmtn Wie« USOnmnH
Von Dr. BERNHARD BRANDT

Mit 2 Karten und 3 Tafeln. Grundpreis 2 .70 M.
„Die Arbeit ist als guter Beitrag zur Geschichte des südlichen

Schwarzwaldes za begrüBen .“ (Petermanns Geogr. Mitteilg.)
Grundpreis X Schlüsselzahl des Buchhandels .

Verlag G. Braun in Karlsruhe , Karlfriedrichstr . 14

GEBRÜDER BACHERT
KARLSRUHE i . B.
Liststr. B Tel . 443

Glocken - und Metallgiesssrei
m Eisen- und Tom nnrori Assnrei

Druck G. Braun , Karlsruhe .
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